
fortschrittliches bürgerliches Recht hat, in dem viele 
Reformbestrebungen, die auch im deutschen Recht der 
Vergangenheit aufgetreten sind, in die Gesetzgebung 
Eingang gefunden haben. Aber es bleibt eben das Recht 
eines bürgerlichen Staates — die angeführten Zitate 
beweisen es. H. Kellner

heutige Struktur des schwedischen staatlichen Lebens 
unter besonderer Berücksichtigung der politischen Par
teien“ mit folgender Einleitung beginnt: „Eine alte 
und erprobte Methode für das Studium der schwe
dischen Verfassung besteht darin, daß man die Grund
gesetze vornimmt und zusieht, was diese zu erzählen 
wissen.“ Bald danach erfolgt jedoch die Feststellung, 
daß die Verfassungsgesetze überhaupt nicht mit den 
tatsächlichen Verhältnissen übereinstimmen, daß sich 
vielmehr gewisse gewohnheitsrechtliche Formen des 
staatlichen Handelns herausgebildet haben.

Diese Vorlesungen sind typisch für die Oberflächlich
keit der bürgerlichen Wissenschaft, deren Vertreter es 
nicht für nötig halten, sich über die großen Errungen
schaften der Wissenschaft innerhalb ihres Fachgebietes 
zu informieren und sich wenigstens damit auseinander
zusetzen. Nur dadurch ist es zu verstehen, daß diese 
Wissenschaftler bei der Behandlung von Verfassungs
fragen die Stalinsche Verfassung überhaupt nicht er
wähnen und sich bei der Erörterung staatsrechtlicher 
Probleme mit der Staatslehre des Marxismus-Leninis
mus überhaupt nicht befassen. Es zeigt zugleich, daß 
diese von ihrer Klasse bezahlten Professoren ihren Stu
denten bewußt dife wesentlichsten Erkenntnisse vor
enthalten.

Sie sprechen davon, daß die Rechtsprechung die Sache 
unabhängiger Gerichte ist. Viel interessanter aber wäre 
es zu wissen, wer die urteilenden Richter sind, ob sie 
sich aus dem Adel, dem Bürgertum oder der Arbeiter
und Bauernschaft rekrutieren. Sie sprechen von Par
teien, aber sie sagen nicht, wen die Parteien vertreten 
und wer hinter ihnen steht.

Professor Dr. Fahlbeck bringt einen Beitrag über die 
schwedische Pressefreiheit. Er ereifert sich über die 
sowjetische Presse und scheut nicht vor Verleumdun
gen zurück. Anscheinend hat er die Sowjetpresse noch 
nicht studiert, jedenfalls ihren Sinn und ihre Bedeu
tung für den Fortschritt der Menschheit noch nicht 
begriffen. Was diese Presse bei der Errichtung des 
Sozialismus geleistet hat, ist gar nicht hoch genug zu 
bewerten. Und diese Leistungen konnte sie erbringen, 
■weil sie wahrhaft frei war. Frei von geldgierigen Zei
tungsunternehmern, die den Willen einer herrschenden 
Minderheit als Allgemeinwillen hinstellen lassen, frei 
von Lüge und Sensation und auch frei zur Verfügung 
des Volkes. In dieser Presse hat das Volk diskutiert 
und kritisiert, Vorschläge gemacht und wieder dis
kutiert und hat auf diese Weise am Aufbau eines neuen 
Lebens mitgewirkt. Von solch einer Freiheit weiß Fahl
beck für die schwedische Presse nichts zu berichten.

Die gleiche Tendenz der Beschönigung und Ver
schleierung der Tatsachen beherrscht den Beitrag von 
Professor Dr. F. Schmidt „Die Selbstverwaltung auf 
dem Gebiete des Arbeitsmarktes“. Aus seinen Ausfüh
rungen ergibt sich klar, daß die Gewerkschaften Schwe
dens keine Kampforganisationen der Arbeiter, sondern 
Werkzeuge der Kapitalisten zur Beherrschung der 
Werktätigen sind. Als Beispiel sei hier folgender Satz 
angeführt: „Als ein Glied in dem Streben nach einer 
allgemeinen Stabilisierung richtete die Landesorgani
sation im Herbst 1948 an die einzelnen Gewerkschaften 
eine Mahnung, die geltenden Verträge zu unveränder
ten Bedingungen zu prolongieren. Dieser Parole sind 
die Gewerkschaften gefolgt. Der Arbeitsfrieden war 
damit für 1949 gesichert.“ Das sagt wohl genug über 
die Auffassung Schmidts von der Bedeutung der Ge
werkschaften im Klassenkampf. Von den Gewerkschaf
ten in der Sowjetunion dagegen wagt er zu sagen: „In 
Rußland sind die Gewerkschaften ohne wirklichen Ein
fluß.“ Der Verfasser will offenbar nicht sehen, daß die 
Gewerkschaften in der Sowjetunion nicht mehr die 
Aufgaben des Klassenkampfes haben, weil es dort 
keine Klassen mehr gibt. Aber mindert das die ge
waltige Bedeutung der sowjetischen Gewerkschaften 
bei der Durchführung der großen Pläne, bei der Ent
faltung der Aktivistenbewegung, bei der Steigerung 
der Arbeitsproduktivität? Daß es sich hierbei um eine 
höhere Form der gewerkschaftlichen Arbeit handelt, 
erkennt Schmidt nicht, oder er will es nicht zugeben.

Die Beiträge über andere Gebiete des schwedischen 
Rechts, z. B. über „Eltern und Kinder nach schwedi
schem Recht“ und über „Moderne Kriminalpolitik in 
Schweden“ zeigen, daß Schweden ein verhältnismäßig
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Völlig eindeutig tritt die Tendenz der Spaltung bei einigen 
in dem Buch enthaltenen Verzeichnissen in Erscheinung. Eine 
Überschrift besagt z. B.: „Verzeichnis der Behörden, Vereine 
usw„ welche die deutschen Patentvorschriften erhalten und zur 
Einsichtnahme auslegen (Patentschriften-Auslegestellen)“. Aus 
der folgenden Erläuterung entnimmt man, daß diese Zusammen
stellung lediglich „die vor dem Kriege in den Westzonen 
(! O. E.) unterhaltenen Anlegestellen bringt“. Der Verfasser 
hat aus einem alten Verzeichnis dieser Art lediglich die Orte 
gestrichen, die seines Wissens in der Deutschen Demokratischen 
Republik liegen (was ihm bei Markneukirchen entgangen ist), 
ohne nachzuprüfen, ob in den nicht gestrichenen jetzt noch die '

Der Titel dieses Buches darf nicht dazu verleiten, in ihm etwas 
ähnliches zu suchen wie etwa in dem vor einem halben Jahr
hundert erschienenen Handbuch des Deutschen Patentrechts von 
J. Kohler. Trotz gewisser in dem Buch vorhandener Erläute
rungen ist es im wesentlichen eine Ausgabe gesammelter Texte, 
etwa wie das s. Zt. vom Reichspatentamt herausgegebene 
„Taschenbuch des gewerblichen Rechtsschutzes“, das unzweifel
haft einem Bedürfnis entsprach. Daher würde jetzt, nach Zer
störung mancher Bibliotheken und Materialsammlungen und 
angesichts der eingerretenen rechtlichen Komplikationen eine 
ähnliche, auf den heutigen Stand gebrachte Zusammenstellung 
wertvoll sein. Etwas derartiges dürfte dem Herausgeber vor- 
geschwebt haben. Erste Voraussetzung hierfür wäre aber größt
möglichste Zuverlässigkeit, die man dem vorliegenden Buch 
leider nicht nachrühmen kann.

Schon die A n'g a b e n  d e s  H e r a u s g e b e r s  sind zur 
Irreführung geeignet. Auf dem Titelblatt liest man:

Oberregierungsrat Dipl.-Ing. H. Stiebritz, München
Patentamt München,

als ob neben Herrn Stiebritz das Patentamt in München selbst 
mit Herausgeber wäre. Die doppelte Erwähnung von München 
scheint jeden Zweifel auszuschließen, der vielleicht bei der 
Angabe auf dem Einband: Oberregierungsrat 

Dipl.-Ing. H. Stiebritz 
Patentamt München

noch bestehen könnte. Auf der gedruckten Rechnung, mit der 
das Buch unverlangt übersandt wird — vgl. Ziff 9 — liest man 
als Verfasserangabe:

Ob.-Reg.-Rat H. Stiebritz — Patentamt München.

Da bei Verfasserbenennung auf Rechnungen die Angabe seines 
Wohnortes oder gar seiner Dienststelle nicht üblich ist, be
kräftigt auch dies den Eindruck, als ob das Patentamt München 
Mitherausgeber wäre. Dem ist aber nicht so. Lediglich auf 
dem Buchrücken liest man undeutlich (dunkelblau auf schwarzem 
grobem Gewebe „Stiebritz: PATENTHANDBUCH“,

Umfaßt das Buch schon in materieller Hinsicht nicht das, was 
man nach dem Titel erwartet, so in t e r r i t o r i a l e r  Hinsicht 
schon gar nicht.

Das Buch enthält, ohne genügende Klarstellung seitens des 
Herausgebers, ehemalige Reichsgesetze, die, soweit nicht ab
geändert, noch in ganz Deutschland gelten, und solche Gesetze, 
die ursprünglich nur in der amerikanischen und britischen Zone 
(„Vereinigtes Wirtschaftsgebiet") galten, dann jedoch, teilweise 
schon^ vor Herausgabe des Buches, auf die französische Zone 
ausgedehnt worden sind (z. B. das 1. und 2. Gesetz zur Änderung 
und Überleitung von Vorschriften auf dem Gebiet des gewerb
lichen Rechtsschutzes vom 8. bzw. 2. Juli 1949), zum Teil aber 
am 15. November 1949 noch nicht auf die französische Zone 
ausgedehnt waren (wie die Änderung vom 3. Februar 1949 des 
Gesetzes betr. Ausstellungsschutz, dessen Erstreckung auf die 
französische Besatzungszone sich erst nach Erscheinen des 
Buches aus einem Gesetz vom 30. Januar 1950 bzw. aus dessen 
amtlicher Begründung ergibt). Daneben findet man Bestim
mungen, die lediglich im amerikanischen Kontrollgebiet gültig 
sind (so die Ausführungsverordnung zum Gesetz betr. Über
wachung der wissenschaftlichen Forschung). Die im Gebiet 
der Deutschen Demokratischen Republik gültigen Verordnungen, 
z. B. die Anordnung der Deutschen Wirtschaftskfimmissiofi vom 
15. September 1948 über die Errichtung einer Annahmestelle im 
Büro für Erfindungswesen, vermißt man.

Auf der Suche nach einem leitenden Gesichtspunkt, den der 
Herausgeber gehabt haben könnte, kann man annehmen, daß 
er diejenigen einschlägigen Gesetze, Verordnungen und Be
stimmungen zusammenzustellen versucht hat, die an seinem 
Stichtage auf der Museumsinsel in München gültig waren, un
abhängig davon, wie weit sich ihre räumliche Gültigkeit er
streckt, und ohne dies zu vermerken. Dies ist um so bedauer
licher, als sich das Buch gemäß der Werbung des Verlages an 
einen sehr weiten Leserkreis wendet, so daß Irrtümer beim Leser 
in dieser Hinsicht sehr wohl auftreten können. Erst auf Seite 58 
und 71 findet man im Text zweier Merkblätter des Patentamts 
München (bei denen diese Herkunft aber nicht angegeben ist!) 
die Bemerkung, daß Altschutzrechte „außerhalb des Bundes
gebiets, z. B. in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
und in Groß-Berlin“ in ihrem Rechtsbestand durch die dort 
erwähnten Maßnahmen nicht berührt werden.
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